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DOSSIER

Per Ahlmark

ist das schwedische

Mitglied der «Académie

Universelle des Cultures-,

die von Elie Wiesel

präsidiert wird.

Ahlmarks Vortrag gibt

einige Schlussfolgerungen

und Bekenntnisse

wieder, die er in seinem

Buch «Vänstern och

tyrannie!« (Tyrannei und

die Linke) entwickelt
hat. Diese Ausführungen

wurden in dieser
internationalen Akademie

während der Diskussion

über «das Allgemeine
und das Besondere-

am 20. Dezember 1994

in Paris unterbreitet.
Aus dem Englischen

übersetzt von

Beatrice Bissoli.

1 «Vänstern och tyranniet'

(Tyrannei und die

Linke,) Timbro, 1994.

2 Paul Hollander: «PoUtical

Pilgrims' (1981)
S. 5-6 und 11-12.

Siehe auch das Vorwort

von Professor Hollander

zur Ausgabe von 1989.

st Demokratie etwas für alle?

Im Zeitalter des Imperialismus herrschte folgende
Meinung vor: Demokratie ist nicht für alle, da nicht
alle dafür bereit sind. Aufgrund des heutigen
Sprachgebrauchs sind wir der Auffassung, dass jedes Land
das Recht hat, sich selbst in Freiheit zu regieren.
Doch wie tief ist diese Überzeugung verwurzelt?

Zahlreiche Völker Europas
standen im 19. Jahrhundert im Banne der
Idee, Völker «erziehen» zu müssen. Besonders

die Kolonialmächte fühlten sich als

überlegene Lehrmeister, die den
moralischen und intellektuellen Stand der aus
ihrer Sicht «unterlegenen» Kolonialvölkei
anzuheben hatten. Wie ich in meinem
Buch übet die Linke und ihi Veihältnis zu
totalitären Regimen ausgefühtt habe1, gab
es in Schweden wie in andern europäischen

Ländern zwischen 1968 und 1989
eine erstaunliche Toleranz gegenübei
Diktaturen, allen voian gegenübei dem
Regime von Mao Tse-Tung.

In vielen westlichen Landein dtückten
Intellektuelle ihie Bewundeiung füi das

chinesische Expeiiment aus, das «dank der
Weisheit und Planung der kommunistischen

Regieiung» Hunget und Not zu
übetwinden veimochte. Wii wissen, dass

etwa 30 Millionen Chinesen geiade in
jenei Zeit — von Mao «Grosser Sprung nach

vorn» genannt — vot Hungei staiben.
Ein ähnliches Phänomen konnte in den

dteissigei Jahren beobachtet weiden, als

beiühmte westliche Schtiftsteller der Welt
versicherten, die Sowjetunion baue eine
hellere Zukunft auf, während gleichzeitig
Stalins Schetgen mehi Menschen
umbrachten als je zuvor2. Ein weiteres
Beispiel ist die Debatte unter jenen, die das
Ca.. .ro-Regime in Kuba unterstützten. Sie
schauten daiübei hinweg, dass Tausende

von Dissidenten in kubanische Gefängnisse

gewoffen wuiden. Ähnlich positiv
wuide die DDR beutteilt. Waium?

In jenen Jahten wuide der Antikommunismus

von vielen als eine reaktionäre
Einstellung odei sogat als kiiegstieibende
Propaganda aufgefasst. Et wurde als

mangelndes Verständnis der «fortschrittlichen»
Kräfte oder als gefährliche Demagogie —

vergleichbar mit dem McCarthyismus —

abgetan. Det Anti-Antikommunismus
führte bei manchen Leuten — und nicht
nur auf der Linken — dazu, dass sie bei

Auseinandersetzungen über kommunistische

Greueltaten diese guthiessen, beschönigten

oder davor die Augen schlössen.
Ich denke aber, dass es noch eine

andere, gewichtigeie Eikläiung gibt. Bei den
Diskussionen übet den Kommunismus
wurde uns oft gesagt, dass wir diese

Regime gemäss ihrem Eigenverständnis, die

von ihnen selbst auferlegten Bedingungen
zu akzeptieren hätten. Diese Landet hätten

eben eine Tiadition des hatten Regie-
tens, ihie Kulturen beruhten auf anderen
Werten als unsere.

Falsche Nachsicht als «umgekehrter
Rassismus»

Hiet nun finden wii eine Parallele zu den
kolonialen Philosophien des 19. Jahthun-
deits. In beiden Fällen geht man von einet
Gtundvoistellung aus, nämlich dass diese

Leute anders seien und daher nicht bereit
für die Demokratie. «Wir dürfen an andere
nicht unsere eigenen Massstäbe anlegen» -
so schtieb ein fühtendet schwedischei
Dtamatiket und Romanautor über Pol Pot
in Kambodscha, als man dort einen Viertel

der Bevölkerung auszurotten begann.
Er meinte dazu, der Massenmord an

Kambodschanern sei nicht so bedauetlich
wie jenet an Europäern. Wii müssten
ihren ideologischen Übeizeugungen
gegenübei tolerant sein. Auf diese Weise
geriet «Verständnis» in die Nachbaischaft
eines vethängnisvollen Votuiteils. Wenn
Chinesen, Kambodschaner, Kubaner, Araber

oder andere Führer Tausende ihrer
eigenen Landsleute töten, so müssten wit
sie — hiess es — ihien eigenen Begtiffen
und nicht unseien eigenen gemäss beut-
teilen.

34 SCHWEIZER MONATSHEFTE 75. JAHR HEFT 9
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Ich wüide dies mit umgekehrtem Rassismus

bezeichnen. Das bedeutet, dass man
behauptet, andeie Völkei zu respektieren,
obwohl man sie tatsächlich verachtet.
Man gibt vor, eine tiefe Sympathie für
andere Werte zu haben, und stellt damit
zahlreichen Menschen in Drittweltländein
ihien Ansptuch auf Gtundtechte in Fiage.

Diese tolerante Haltung dem Terror der

sechziger und siebziger Jahre gegenüber
gründete natürlich auf anderen Ideen als

jenen des Kolonialismus. Doch sind die
beiden insofern verwandt, als sie beide
totalitäre Regime in weitentfernten Ländern

akzeptieren. Es trifft zu, dass die

europäischen Imperialisten davon ausgingen,

dass die Herrscher ihrem eigenen
Kontinent oder ihrer eigenen Kultur
angehörten. Die Marxisten hielten es meist
für selbstvetständlich, dass die Unter-
diückei dem Volk angehörten, das sie

unterdrückten.

Es ist bezeichnend, dass jene, die Mao,
Castto odet Honecker rühmten, selten
deren Tenoi im eigenen Land einfühlen
wollten. Vetsucht man, auch nui die ge-
tingste Einschiänkung dei Redefteiheit in
iigendeinem westlichen Land einzufühlen,
wiid man — ganz zu Recht — einen Ptotest-
stuim bei jenen auslösen, die selten für die
Redefreiheit in Drittweltländern eintraten.

Unterdrückung ist also ein akzeptiei-
baies System füi andeie, abei nicht füi
einen selbst.

Nun gebe ich natüflich zu, dass es Länder

gibt, in denen tragische politische
Umstände die Ausübung der Demokratie
praktisch vetunmöglicht haben. Doch ihr
Versagen darf niemals eine Ideologie odet
Rechtfeitigung füi andeie weiden.
Diktaturen fühien immei zut Katastiophe.

Zum Schluss möchte ich auf Fot-
schungsaibeiten dei letzten Jahie hinweisen.

Wie viele unschuldige, unbewaffnete
Menschen wuiden im 20. Jahihundett
von nichtdemoktatischen Regimen
kaltblütig umgebracht? Ein Foischei berichtet
uns, dass in den ersten 88 Jahren unseres
Jahrhunderts ungefähr 170 Millionen
Menschen in bewussten Aktionen nicht-
demokiatischet Regieiungen in nichtkiie-
geiischen Situationen umgebtacht woiden
sind. Dies sind ungefäht fünfmal so viele

Menschenopfer, wie sie im gleichen
Zeitraum von Kriegen verursacht wurden.

3 Siehe die von Professor

Rudolph J. Rummel

selbst verfasste

Zusammenfassung seiner

zahlreichen Bücher in

«Power, Genocide and

Mass Murder-, Journal

of Peace Research,

Vol. 31, No. 1 1994,
S. 1-10.

4 Siehe die Zusammenfassung

von Nils Petter

Gleditsch, in:

«Democracy and Peace«,

Journal of Peace Research,

Vol. 29, No. 4,

1992, S. 369-376.

5 Sen, Amartya:
«Freedom and Needs»,

The New Republic,
10. und 17. Januar

1994.

Die schlimmsten Killet sind dabei eindeutig

die Sowjetunion, das kommunistische
China und Nazi-Deutschland3.

Um die Frage umzukehren: Gab es

irgendeinen Fall auch nur einer Demokratie,

die Krieg gegen eine andere Demokratie

geführt hätte? Hundeite von Kiiegen
der letzten 200 Jahre sind analysieit woiden.

Es ist heute bei Historikern allgemein

bekannt, dass man nicht ein einziges
Beispiel eines freien Landes finden kann,
das gegen ein andetes freies Land in den

Ktieg gezogen wäre4.

Entgegen einet weit vetbieiteten
Ansicht ttifft es nicht zu, dass Demokratie
für Diittweltländei bedeutungslos sei. Gibt
es ein Beispiel von Hungeisnot — das

heisst von Menschen, die massenweise

vethungetn — in einet patlamentaiischen
Demoktatie? Dei Ökonom Amartya Sen

gibt uns folgende Antwoit5:
«Eine der bemerkenswerten Tatsachen in

der schrecklichen Geschichte des Hungers ist,
dass keine beträchtliche Hungersnot je in
einer demokratischen Regierungsform und
einer relativ freien Presse jemals vorgekommen

ist. Sie kamen vor in vergangenen
Königreichen und in zeitgenössischen
autoritären Gesellschaften, in primitiven
Stammesgemeinschaften und in modernen
technokratischen Diktaturen, in
Kolonialwirtschaften, die von Imperialisten aus dem

Norden gesteuert wurden, und in kürzlich
unabhängig gewordenen Landern des

Südens, die von despotischen Führern oder

einer einzigen, intoleranten Partei regiert
werden. Doch Hungersnöte suchten niemals
Länder heim, die unabhängig sind,
regelmässig Wahlen durchführen, die oppositionelle,

Kritik zulassende Parteien haben, die

Zeitungen freie Berichterstattung gewähren
und ermöglichen, dass ohne weitergreifende
Zensur die Klugheit der Regierungspolitik
in Frage gestellt wird. »

Professor Sen von der Harvard-Universität

hat somit nachgewiesen, wie
entscheidend Demoktatie füi Entwicklungs-
ländet sein könnte. Sichei gibt es neben

allgemeingültigen Weiten immei auch
Besondeiheiten, die von Kultuikteis zu
Kultutkieis variieren. Die Menschenrechte
sollten aber nicht zu diesen Besonderheiten

gehören, die man für sich beansprucht
und andern vorenthält. Demokratie ist für
alle da.
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